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Familienrecht

§ 29 FGB.
Die Gewährung von Mütterunterstützung an die geschie­
dene Ehefrau schließt nicht aus, daß an sie noch Unterhalt 
zu zahlen ist.
OG, Urteil vom 19. Februar 1980 — 3 OFK 1/80.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden. Das Erzie­
hungsrecht für die 1977 bzw. 1978 geborenen Kinder wurde 
auf übereinstimmenden Vorschlag der Prozeßparteien der 
Verklagten übertragen. Ausgehend von der Feststellung, 
daß das anrechenbare monatliche Nettoeinkommen des 
Klägers etwa 870 M beträgt und der Verklagten ein An­
spruch auf Mütterunterstützung zusteht, hat das Rechts­
mittelgericht den Unterhalt für jedes Kind auf 100 M bzw. 
120 M festgesetzt. Den Antrag der Verklagten auf eigenen 
Unterhalt hat es abgewiesen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
soweit der Antrag der Verklagten auf eigenen Unterhalt 
abgewiesen worden ist. Der Antrag hatte Erfolg.
Aus der Begründung:
Bei der Prüfung, ob dem Antrag der Verklagten auf eige­
nen Unterhalt zu entsprechen war, hat das Bezirksgericht 
zu Recht berücksichtigt, daß ihr ein Anspruch auf Mütter­
unterstützung zusteht (§ 46 Äbs. 1 Buchst, b und Abs. 3 
Buchst, a SVO). Es ging richtig davon aus, daß bei der 
Entscheidung über den Unterhaltsantrag einer Ehefrau 
bei Ehescheidung die ihr zustehenden Unterstützungsbe­
träge wie Einkommen ?u behandeln sind (vgl. W. S t r a s -  
b e r g in NJ 1975, Heft 10, S. 299).

Allerdings kann der Auffassung, daß einer geschiede­
nen Ehefrau, die Mütterunterstützung bezieht, kein Un­
terhaltsanspruch zusteht, nicht zugestimmt werden. Diese 
Einschränkung des Unterhaltsanspruchs einer geschiedenen 
Ehefrau steht mit dem Anliegen der Bestimmungen über 
die Gewährung von Mütterunterstützung nicht im Ein­
klang.

Die Mütterunterstützung ist eine Maßnahme der staat­
lichen Sozialpolitik für Frauen und Mütter — hier für 
alleinstehende werktätige Mütter —, die nach dem Wochen­
urlaub freigestellt werden, weil für ihr Kind bzw. ihre 
Kinder zunächst kein Krippenplatz zur Verfügung steht. 
Sie wird in Höhe des Krankengeldes gezahlt, auf das die 
Mutter bei eigener Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit 
ab 7. Woche der Arbeitsunfähigkeit Anspruch hat (vgl. § 47 
Abs. 1 i. V. m. § 26 SVO). Die Unterstützung ist auf die 
materielle Sicherstellung dieser Mütter während der Zeit 
gerichtet, in der sie vorübergehend keiner beruflichen 
Tätigkeit nachgehen können. Sie ist jedoch kein vollstän­
diger Ausgleich für das Arbeitseinkommen und kann auch 
nicht jegliche Unterhaltsverpflichtung, wie sie noch eine 
gewisse Zeit über die Ehescheidung hinaus entsprechend 
den von Fall zu Fall unterschiedlichen materiellen Verhält­
nissen bestehen kann, ausschließen (vgl. Ziff. 2.1. 
und 3.1. des Berichts des Präsidiums des Obersten Gerichts 
an die 14. Plenartagung am 26. März 1975 [NJ 1975, Heft 10,
S. 292]). Die Gewährung einer Mütterunterstützung schließt 
im Einzelfall nicht aus, daß vom geschiedenen Ehegatten 
zusätzlich ein Unterhaltsbeitrag zu leisten ist (vgl. Ziff. 8.2. 
des Berichts an die 14. Plenartagung und W. Strasberg, 
a. a. O.).

Ein Unterhaltsbeitrag kann z. B. erforderlich sein, wenn 
die geschiedene Ehefrau nur teilbeschäftigt war und ihr 
deshalb die Mütterunterstützung nur anteilmäßig zusteht 
oder wenn sie bei Vollbeschäftigung nur den Mindestbetrag 
der Mütterunterstützung erhält (vgl. § 47 Abs. 2 und 3 SVO) 
und der Unterhaltsverpflichtete über ein entsprechendes 
Einkommen verfügt.

Das Bezirksgericht hätte deshalb zu prüfen gehabt, ob 
im vorliegenden Fall die Voraussetzungen für die Zuer­
kennung eines Unterhaltsbeitrags vorliegen. Unter den

gegebenen Umständen hätten die Unterhaltsbedürftigkeit 
der Verklagten und die Leistungsfähigkeit des Klägers 
nicjjt verneint werden dürfen, Die Zahlung eines angemes­
senen Unterhaltsbeitrags an die Verklagte wäre auch des­
halb gerechtfertigt gewesen, weil sie im Interesse der 
Kinder vorübergehend keiner beruflichen Tätigkeit nach­
gehen und kein volles Einkommen aus Berufstätigkeit er­
zielen kann.

Der Unterhaltszuschuß ist nur vorübergehend — bis zur 
Unterbringung der Kinder in einer Kinderkrippe — zu zah­
len und beträgt nur einen Teil dessen, was der Kläger zu 
zahlen hätte, wenn die Verklagte gänzlich auf Unterhalt 
angewiesen wäre.

In der erneuten Verhandlung wird das Bezirksgericht 
die Zahlungsdauer möglichst genau zu bestimmen haben. 
Dadurch werden weitere mögliche Klagen auf Fortdauer 
der Unterhaltszahlung (§ 31 FGB) oder auf vorzeitigen 
Wegfall des Unterhalts (§ 33 FGB) vermieden. Zu diesem 
Zweck wird es nochmals beim Rat des Stadtbezirks D. an­
zufragen haben, wann die Verklagte mit Krippenplätzen 
für die Kinder rechnen kann (vgl. Ziff. 8.1. des Berichts 
an die 14. Plenartagung).

Von der Zuerkennung eines zeitlich bemessenen Unter­
haltszuschusses werden die vom Bezirksgericht festgesetz­
ten Unterhaltsleistungen für die Kinder nicht berührt.

§ 68 ZGB; § 54 Abs. 5 ZPO.
An den Nachweis der Unwahrheit des Inhalts einer von 
Bürgern ausgestellten Urkunde sind hohe, jeden Zweifel 
ausschließende Anforderungen zu stellen. Sie können nicht 
als erfüllt angesehen werden, wenn vom Gläubiger vor­
genommene Aufzeichnungen (hier; über erhaltene Unter­
haltsleistungen) keine hinreichende Gewähr für Vollstän­
digkeit und Richtigkeit bieten und ein die Quittung ent­
scheidend korrigierender Vermerk des Gläubigers eine ein­
seitige, dem Schuldner nicht bekannte Willenserklärung 
darstellt.
OG, Urteil vom 21. August 1979 — 3 OFK 31/79.

Der Schuldner hat die Vaterschaft zu dem 1974 geborenen 
Kind der Gläubigerin anerkannt und sich zur Unterhalts­
zahlung verpflichtet. Es wurde vereinbart, den Unterhalts­
rückstand in Höhe von 1 500 M in monatlichen Raten von 
60 M neben dem laufenden Unterhalt zu tilgen.

Am 24. November 1978 wurde auf Antrag der Gläubige­
rin wegen des Unterhaltsrückstands eine Pfändungsanord­
nung gegen den Schuldner erlassen. Seinen Antrag auf 
Feststellung der Unzulässigkeit der Vollstreckung hat das 
Kreisgericht zurückgewiesen. Eine Quittung der Gläubige­
rin vom 30. September 1976 über den Erhalt von 1 500 M 
hat es als einen nicht ausreichenden Zahlungsbeweis ange­
sehen. Es folgte den Erklärungen der Gläubigerin, sie 
habe den Unterhaltsrückstand nicht erhalten und die 
Quittung nur deshalb ausgestellt, um den verheirateten 
Schuldner zu veranlassen, die Beziehungen zu ihr fortzu­
setzen.

Die vom Schuldner gegen diese Entscheidung eingelegte 
Beschwerde hat das Bezirksgericht als offensichtlich im­
begründet abgewiesen.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.
Aus der Begründung:
(Es folgen zunächst Ausführungen über den Beweiswert 
von Urkunden, die Bürger ausgestellt haben; vgl. dazu OG, 
Urteil vom 5. Juni 1979 - 3 OFK 7/79 - [NJ 1980, Heft 7, 
S. 328].)

Da bei der gerichtlichen Beweiswürdigung von der Rich­
tigkeit des Inhalts der Urkunde auszugehen ist, solange 
nicht nachgewiesen wurde, daß er unwahr ist, wäre in der 
vorliegenden Sache bei der Beweisanordnung zur Klärung 
der Frage, ob der Unterhaltsrückstand von 1 500 M getilgt 
worden war oder nicht, die Vorlegung der von der Gläu­
bigerin am 30. September 1976 ausgestellten Quittung an­
zuordnen gewesen. Hätte diese Beweiserhebung ergeben,


